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Mutig ist anders

Stefan Corssen
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DieseÄnderungenhatte der
Bauherr für denBebauungsplan
beantragt.

Dieüberbaubare Fläche soll
geändertwerden. DieGrund-
flächenzahl, die regelt, welcher
AnteileinesGrundstücksbebaut
werden darf, sollte von 0,4 auf
0,6 erhöhtwerden. DieGe-
schossflächenzahl sollte von 0,4
auf 0,8 erhöhtwerden. Statt ei-
nes Satteldachs soll auch ein

Flachdach erlaubt sein. Der B-
PlanNr. 14 stammtausdemJahr
1973undwurde seitdem15.Mal
geändert, zuletzt 2017.

Anwohnerhatten sich imRah-
menderOffenlage gegen die
meisten Änderungen ausge-
sprochen. In der Abwägung ent-
schied der Ausschussmit den
StimmenvonCDU, SPDundFDP,
denmeisten Anregungender
Anwohner zu folgen.
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Ein Investor will an der Ecke
Königsberger Stra-
ße/Breslauer Straße zwölf

barrierefreie Mietwohnungen
bauen. Doch der Bauausschuss
hatdasProjektgestoppt.DasGe-
bäude sei zu groß und passe sich
nicht in Umgebung ein, so die
Kritik von SPD und CDU. Der An-
tragsteller solle stattdessen sei-
ne Planung in Absprache mit der
Verwaltung überarbeiten und
dann wieder vorlegen. Außer-
dem empfahlen die Politiker,
solle der Bauherr die neue Pla-
nung der Bürgerschaft vorstel-
len.

Der Bauherr – nach Informa-
tionen unserer Zeitung ist es Dr.
Markus Richter – hatte bean-
tragt, die im Bebauungsplan
festgeschriebenenVorgabenzur
Grundflächenzahl und zur Ge-
schossigkeit sowie ein Flach-
dach anstelle eines Satteldachs
zu ändern. Andernfalls sei das
Bauvorhaben nicht realisierbar.
Die Änderung der Geschossflä-
chenzahl von 0 ,4 auf 0 ,6 wollte
dieCDUnichtmitmachen.Frank
Peffekoven (SPD) kritisierte die
geplante Zufahrt von der Kö-
nigsberger Straße zur Tiefgara-
ge als„auf keinen Fall vertretbar,
das führt zu Rückstaus“.

Eine Reihe von Anwohnern
und Grundstückseigentümern
wehrt sich im Rahmen der Of-
fenlage gegen Änderungen des
Bebauungsplanes. Im Anschrei-
ben heißt es: „Die Änderung ist
nur dem wirtschaftlichen Inte-
resse eines Einzelnen geschul-
det und dient nicht dem Allge-
meinwohl.“ Die Nachbarschaft
sei von Ein- und Zweifamilien-
häusern geprägt, der geplante
Baukörper sei mehr als viermal
so groß wie die umliegende Be-
bauung. Auch die Zufahrt zur
Tiefgarage sei kritisch. Zu den
Unterzeichnern gehört auch
Frank Peffekoven, sachkundiger
Bürger im Ausschuss.

Die Verwaltung schloss sich
im Rahmen der Abwägung der
Kritik weitgehend an und em-
pfahldieAblehnungundÜberar-
beitung der Pläne.

Für die Grünen hatte Florian
Schöllnhammer eine Bürgerver-
sammlung beantragt, um dort
das Bauvorhaben vorzustellen,
doch dafür fand sich keine Mehr-
heit. Es gebe doch eine Bürger-
beteiligung im Rahmen der Of-
fenlage, so Armin Brückmann
(CDU). Die Grünen und die FDP
hatten das Projekt ursprünglich
begrüßt.

Im November 2 0 1 9 hatte der
Architekt das Neubau-Vorhaben
im Ausschuss erstmals vorge-
stellt, damals waren noch 1 4
Wohnungen vorgesehen. Im
Februar wurde dann eine kleine-
re Variante mit 1 2 Wohnungen
präsentiert.DerAusschussleite-
te daraufhin das B-Plan-Verfah-
ren ein. Architekt Ralf Rother
hat die Niederschrift der Aus-
schusssitzung zur Kenntnis ge-
nommen.

ZwölfWohnungen für rund
acht Euro proQuadratmeter
„Dass der Bauausschuss jetzt
auch die kleinere Variante ab-
lehnt, wundert mich ein wenig.“
Mit dem Projekt schaffe man die
gewünschte Innenverdichtung,
die Wohnungen, überwiegend
Zwei- und Zweieinhalb-Zim-
mer-Wohnungen, seien gerade
auch für Senioren und junge Fa-
milien, interessant. Zumal man
mit Mietpreisen von rund 8 Euro
pro Quadratmeter den oft gefor-
derten preiswerten Wohnraum
schaffe. „Wir haben hier einen
Lindlarer Investor, der nicht ver-
sucht, das Maximum herauszu-
holen“, so Rother. Die Kritik an
der Größe und Höhe des Baus sei
nicht recht nachvollziehbar, so
Rother. Denn gegenüber, am
Heidplätzchen 1 A, stehe bereits
ein Gebäude, das höher sei. Die
Bedenken wegen der Ausfahrt
seien „Quatsch“. Der Investor
wolle an dem Vorhaben festhal-
ten und werde die Pläne jetzt
wohl noch einmal überarbeiten
lassen. „Aber das Projekt muss
auch noch wirtschaftlich sein“,
so Rother.

Stefan Corssen

Mehr bezahlbaren
Wohnraum schaffen,
das war eine der zen-

tralen Forderungen im Wahl-
kampf, quer durch alle Partei-
en. Ein Investor will zwölf bar-
rierefreie, zentrale Mietwoh-
nungen bauen, doch CDU, SPD
und FDP lehnen das Projekt
als zu groß ab. Beides passt
nichtzusammen.AuchderVor-
stoß der Grünen, wegen des
Neubaus eines Mehrfamilien-
hauses eine Bürgerversamm-
lung einzuberufen, ist nicht

überzeugend. Dass Anwohner
nicht begeistert sind, wenn in
ihrerNachbarschafteineWiese
mit einem Mehrfamilienhaus
bebaut wird, ist nicht unge-
wöhnlich. Und dass sie, im Zug
der Offenlage, ihre Argumente
dagegen vorbringen, ist ihr
gutes Recht. Was aber wiegt
schwerer? Die Interessen der
Anwohner oder der Bau neuer,
barrierefreier Wohnungen für
die Allgemeinheit?

Die Abwägung, die der Aus-
schuss getroffen hat, erweckt
zumindest den Eindruck, dass
die Politiker unter dem Druck
der Anwohner zurückge-
schreckt sind – zumal die Ent-
scheidung kurz vor der Kom-
munalwahl fiel.
Mutig ist anders.

Neue Pläne für die Baulücke
Lindlars Politik ist das Projekt an der Königsberger Straße zu groß,
nun muss der Investor neu planen

So sehen die Planungen bislang aus. Grafik: Architekt Ralf Rother

Die Baulücke an der Ecke Königsberger
Straße und Breslauer Straße soll entwi-
ckelt werden. Foto: Schmitz


